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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf betreffend das 

Landesgesetz, mit dem das Oö. Glücksspielautomatengesetz und  

das Oö. Wettgesetz geändert werden 

 

 

Landesgesetz über das Aufstellen und den Betrieb von Glücksspielautomaten sowie 

die Glücksspielautomatenabgabe (Oö. Glücksspielautomatengesetz) 

 

1. HAUPTSTÜCK 

AUSSPIELUNGEN MIT GLÜCKSSPIELAUTOMATEN 

2. ABSCHNITT 

BEWILLIGUNGSVERFAHREN 

§ 8 

Einzelaufstellung 

Die Einzelaufstellung ist nur in gewerblich genehmigten Betriebsräumlichkeiten von 

Gastgewerbebetrieben, die auch tatsächlich betrieben werden, zulässig. 

§ 8 

Einzelaufstellung 

 Die Einzelaufstellung ist nur in Betriebsräumlichkeiten einer Person zulässig, die eine 

aufrechte Gastgewerbeberechtigung nach § 111 Abs. 1 Gewerbeordnung 1994 hat. 

3. ABSCHNITT 

SPIELERSCHUTZ UND GELDWÄSCHEVORBEUGUNG 

§ 11 

Automatensalonbesucher 

(1) Jeder Besuch des Automatensalons ist nur Personen gestattet, die das 

18. Lebensjahr vollendet haben. Weiters ist ein entsprechendes Zutrittssystem einzurichten, 

welches auch eine Kontrolle der Spielzeiten ermöglicht. 

(1) Der Besuch eines Automatensalons ist nur volljährigen Personen gestattet, die ihre 

Volljährigkeit durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises nachgewiesen haben, der 

den Anforderungen des § 40 Abs. 1 Bankwesengesetz entspricht. Die Geschäftsleitung 

eines Automatensalons hat die Identität der Besucherin bzw. des Besuchers und die Daten 

des amtlichen Lichtbildausweises, mit dem diese Identität nachgewiesen wurde, festzuhalten 

und diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren. Ein entsprechendes 

Zutrittssystem ist einzurichten, welches auch eine Kontrolle der Spielzeiten ermöglicht. 

(2) Kindern und Jugendlichen ist der Aufenthalt in einem Automatensalon verboten. 

Personen in Uniform haben nur in Ausübung ihres Dienstes oder mit Zustimmung der 

Geschäftsleitung Zutritt. 

(3) Die Geschäftsleitung eines Automatensalons kann Personen ohne Angabe von 

Gründen vom Besuch des Automatensalons ausschließen. Die Geschäftsleitung hat ihre 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Zusammenarbeit mit zumindest einer 

Spielerschutzeinrichtung im Umgang mit Spielsucht wiederkehrend alle drei Jahre zu 

schulen. 
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(4) Entsteht bei einer Spielerin oder einem Spieler die begründete Annahme, dass 

Häufigkeit und Intensität ihrer bzw. seiner Teilnahme am Spiel für den Zeitraum, in welchem 

sie bzw. er mit dieser Intensität und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum gefährden, hat 

die Geschäftsleitung wie folgt vorzugehen: 

 1. Es sind Auskünfte bei einer unabhängigen Einrichtung einzuholen, die 

Bonitätsauskünfte erteilt. Wird durch diese Auskünfte die begründete Annahme, dass 

die fortgesetzte und unveränderte Teilnahme am Spiel das konkrete 

Existenzminimum dieser Spielerin bzw. dieses Spielers gefährdet, bestätigt, hat die 

Bewilligungsinhaberin durch besonders geschulte Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter 

mit der Spielteilnehmerin bzw. dem Spielteilnehmer ein Beratungsgespräch zu führen, 

in welchem die Spielteilnehmerin bzw. der Spielteilnehmer auf die Gefahren der 

Spielteilnahme und der möglichen Gefährdung des Existenzminimums hingewiesen 

wird und sind der Spielteilnehmerin bzw. dem Spielteilnehmer Informationen über 

Beratungseinrichtungen anzubieten. Nimmt die Spielteilnehmerin bzw. der 

Spielteilnehmer trotz dieses Beratungsgesprächs unverändert häufig und intensiv am 

Spiel teil oder verweigert sie bzw. er dieses Beratungsgespräch, ist die 

Geschäftsleitung verpflichtet, ihr bzw. ihm den Besuch dieses sowie sämtlicher von 

der Bewilligungsinhaberin betriebenen Automatensalons dauernd oder auf eine 

bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der Besuche einzuschränken. 

 2. Ist die Einholung unabhängiger Bonitätsauskünfte nicht möglich oder sind diese nicht 

aussagekräftig, so hat die Geschäftsleitung durch besonders geschulte 

Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter mit der Spielteilnehmerin bzw. dem Spielteilnehmer 

ein Beratungsgespräch zu führen, in welchem die Spielteilnehmerin bzw. der 

Spielteilnehmer auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen Gefährdung 

des Existenzminimums hingewiesen wird und sind der Spielteilnehmerin bzw. dem 

Spielteilnehmer Informationen über Beratungseinrichtungen anzubieten. Im 

Anschluss daran ist die Spielteilnehmerin bzw. der Spielteilnehmer zu befragen, ob 

ihre bzw. seine Einkommens- und Vermögenssituation derart ist, dass durch ihre bzw. 

seine Teilnahme am Spiel ihr bzw. sein konkretes Existenzminimum gefährdet ist. 

Wird durch das Beratungsgespräch und die Befragung der Spielteilnehmerin bzw. der 

Spielteilnehmer über eine allfällige Gefährdung ihres bzw. seines Existenzminimums 

die begründete Annahme bestätigt, dass die fortgesetzte und nach Häufigkeit und 

Intensität unveränderte Teilnahme am Spiel ihr bzw. sein konkretes Existenzminimum 

gefährden würde, oder verweigert die Spielteilnehmerin bzw. der Spielteilnehmer das 

Beratungsgespräch oder die Auskunft, ob eine Gefährdung ihres bzw. seines 

Existenzminimums vorliegt, ist die Geschäftsleitung verpflichtet, ihr bzw. ihm den 

Besuch des Automatensalons dauernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen 

oder die Anzahl der Besuche einzuschränken. 

(5) Eine über die Einholung der unabhängigen Bonitätsauskünfte, das 

Beratungsgespräch oder die Befragung der Spielteilnehmerin bzw. des Spielteilnehmers 

hinausgehende Überprüfungs- und Nachforschungspflicht der Geschäftsleitung besteht 

nicht. 
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(6) Verletzt die Geschäftsleitung ihre vorgeschriebenen Pflichten und beeinträchtigt die 

Spielteilnehmerin bzw. der Spielteilnehmer durch die deshalb unveränderte Teilnahme am 

Spiel ihr bzw. sein konkretes Existenzminimum, haftet die Bewilligungsinhaberin für die 

dadurch während der unveränderten Teilnahme am Spiel eintretenden Verluste.   

(7) Die Haftung ist innerhalb von drei Jahren nach dem jeweiligen Verlust gerichtlich 

geltend zu machen. Die Haftung der Bewilligungsinhaberin besteht nicht, sofern die Spielerin 

oder der Spieler bei der Befragung unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder wenn 

der Geschäftsführung bei der Erfüllung ihrer Pflichten nur leichte Fahrlässigkeit vorwerfbar 

ist. Die Haftung besteht jedoch, wenn die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Angaben 

offensichtlich ist. 

(8) Den Besucherinnen bzw. Besuchern eines Automatensalons ist das Mitführen tech-

nischer Hilfsmittel, die geeignet sind, sich oder anderen einen Spielvorteil zu verschaffen, 

nicht gestattet. 

(9) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, dass eine Person technische 

Hilfsmittel im Sinn des Abs. 8 mit sich führt, so hat die Geschäftsleitung diese vom Besuch 

des Automatensalons auszuschließen. 

§ 12 

Maßnahmen bei Einzelaufstellung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin hat durch ein Identifikationssystem sicherzustellen, dass 

an den Glücksspielautomaten in Einzelaufstellung nur Personen spielen, die das 

18. Lebensjahr vollendet haben.Die Bewilligungsinhaberin hat durch ein 

Identifikationssystem sicherzustellen, dass an den Glücksspielautomaten in Einzelaufstellung 

nur volljährige Personen spielen, die ihre Volljährigkeit durch einen amtlichen 

Lichtbildausweis nachgewiesen haben. Dieses System muss auch eine zeitliche Begrenzung 

der Spielzeiten an den Glücksspielautomaten ermöglichen. Die Glücksspielautomaten dürfen 

nur in Räumlichkeiten aufgestellt werden, zu denen Kinder und Jugendliche keinen Zutritt 

haben. 

(2) Die Bewilligungsinhaberin oder deren Vertragspartnerin bzw. Vertragspartner haben 

für jede Spielteilnehmerin und jeden Spielteilnehmer eine laufend nummerierte Spielerkarte 

zur Einhaltung der höchstzulässigen Tagesspieldauer auszustellen, auf der der Name der 

Bewilligungsinhaberin sowie Name, Geburtsdatum und Lichtbild der Spielteilnehmerin bzw. 

des Spielteilnehmers sowie das (Erst-)Ausstellungsdatum angebracht sind; dabei ist 

sicherzustellen, dass pro Spielerin bzw. Spieler nur jeweils eine Spielerkarte ausgestellt ist, 

oder, wenn mehrere Spielerkarten für eine Spielerin bzw. einen Spieler ausgestellt wurden, 

jeweils nur eine Spielerkarte für eine Spielerin bzw. einen Spieler gültig ist, und nur diese 

Spielerkarte zur Teilnahme am Spiel berechtigt; die Dauer der bereits absolvierten 

Spielteilnahmen muss bei Ausstellung einer neuen Spielerkarte für eine Spielteilnehmerin 

bzw. einen Spielteilnehmer auf diese Spielerkarte übertragen werden. Die Ausstellung einer 

physischen Spielerkarte kann entfallen, wenn auf Grund des technischen Fortschritts 

biometrische Erkennungsverfahren im Einsatz sind, die in ihrer Funktionalität der entfallenen 

Spielerkarte zumindest gleichwertig sind. 

(3) Entsteht bei einer Spielerin bzw. einem Spieler die begründete Annahme, dass 

Häufigkeit und Intensität ihrer bzw. seiner Teilnahme am Spiel für den Zeitraum, in welchem 
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sie bzw. er mit dieser Intensität und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum gefährden, hat 

die Vertragspartnerin bzw. der Vertragspartner der Bewilligungsinhaberin dies zu melden. 

Die Bestimmungen des § 11 Abs. 4 bis 7 gelten sinngemäß. 

(4) Der Spielteilnehmerin bzw. dem Spielteilnehmer ist das Mitführen technischer 

Hilfsmittel, die geeignet sind, sich oder anderen einen Spielvorteil zu verschaffen, nicht 

gestattet. 

(5) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, dass eine Person technische 

Hilfsmittel im Sinn des Abs. 4 mit sich führt, so hat die Bewilligungsinhaberin oder deren 

Vertragspartnerin bzw. Vertragspartner diese Person vom Spiel an den aufgestellten 

Glücksspielautomaten auszuschließen. 

§ 14 

Maßnahmen zur Geldwäschevorbeugung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin hat als Maßnahmen zur Vorbeugung gegen Geldwäscherei 

und Terrorismusfinanzierung die Bestimmungen des § 31c Abs. 1 und 2 Glücksspielgesetz, 

BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2016, sinngemäß 

einzuhalten. 

(2) Das zuständige Organ des Bundes hat sicherzustellen, dass die 

Bewilligungsinhaberinnen Informationen im Sinn des § 31c Abs. 4 Glücksspielgesetz, BGBl. 

Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2016, erhalten. 

(3) Die Landesregierung hat bei der Ausübung der Aufsichtsbefugnisse nach diesem 

Landesgesetz zur Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung die 

Bestimmungen des § 25 Abs. 2 FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016, sinngemäß anzuwenden. 

§ 14 

Maßnahmen zur Geldwäschevorbeugung 

(1) Die Bewilligungsinhaberin, die Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter und die 

Vertragspartnerinnen und Vertragspartner haben jeder Tätigkeit und jeder Transaktion 

besondere Aufmerksamkeit zu widmen und schriftlich festzuhalten, deren Art ihres Erachtens 

besonders nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung 

zusammenhängen könnte. Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur 

Annahme, 

 1. dass eine Transaktion einer Besucherin bzw. eines Besuchers in einem 

Automatensalon oder den Betriebsräumlichkeiten der Vertragspartnerin oder des 

Vertragspartners der Geldwäscherei dient, oder 

 2. dass die Besucherin bzw. der Besucher des Automatensalons oder den Betriebs-

räumlichkeiten einer terroristischen Vereinigung gemäß § 278b Strafgesetzbuch 

angehört oder eine Transaktion der Besucherin bzw. des Besuchers im 

Automatensalon oder in den Betriebsräumlichkeiten der Terrorismusfinanzierung 

gemäß § 278d Strafgesetzbuch dient, 

so hat die Bewilligungsinhaberin unverzüglich die Geldwäschemeldestelle (§ 4 

Bundeskriminalamt-Gesetz) in Kenntnis zu setzen. In diesen Fällen dürfen laufende 

Transaktionen bis zur Entscheidung der Geldwäschemeldestelle nicht abgewickelt werden. 

§ 41 Abs. 1 bis 4, 7 und 8 Bankwesengesetz sind sinngemäß auf die Bewilligungsinhaberin 
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nach Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG, ABl. Nr. L 309 vom 25.11.2005, S 15, für 

Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. 

(2) Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass die 

Besucherin bzw. der Besucher eines Automatensalons oder einer Betriebsräumlichkeit mit 

Einzelaufstellung nicht auf eigene Rechnung handelt, so hat die Bewilligungsinhaberin bzw. 

die Geschäftsleiterin oder der Geschäftsleiter die Besucherin bzw. den Besucher 

aufzufordern, die Identität des Treugebers unter sinngemäßer Anwendung des § 40 Abs. 2 

Bankwesengesetz nachzuweisen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen oder ist 

der Identitätsnachweis ungenügend, so ist der Besuch des Automatensalons bzw. das Spiel 

an den Glücksspielautomaten in den Betriebsräumlichkeiten zu untersagen und die 

Geldwäschemeldestelle in Kenntnis zu setzen. 

(3) Ergibt sich bei der für die Überprüfung zuständigen Behörde der Verdacht oder der 

berechtigte Grund zur Annahme, dass eine Transaktion der Geldwäscherei oder der 

Terrorismusfinanzierung dient, so hat sie die Geldwäschemeldestelle hievon unverzüglich in 

Kenntnis zu setzen. 

(4) Die Bewilligungsinhaberin hat zur Vorbeugung und Verhinderung von Transaktionen, 

die mit Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen, § 41 Abs. 4 

Bankwesengesetz nach Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG, ABl. Nr. L 309 vom 

25.11.2005, S 15, für Kasinos geltenden Pflichten sinngemäß anzuwenden. Die 

Geldwäschemeldestelle hat der Bewilligungsinhaberin Zugang zu aktuellen Informationen 

über Methoden der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte 

zu verschaffen, an denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen. 

3. HAUPTSTÜCK 

STRAF- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 24 

Schlussbestimmungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf bundesrechtliche Vorschriften verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 

 1. Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 8/2016; 

 2. Bundeskriminalamt-Gesetz, BGBl. I Nr. 22/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 118/2016; 

 3. Finanzmarkt-Geldwäschegesetz - FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016; 

 4. Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 82/2016; 

 5. Glücksspielgesetz (GSpG), BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 118/2016; 

 6. Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 154/2015; 

 7. Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGBl. Nr. 631/1975, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 121/2016. 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf bundesrechtliche Vorschriften verwiesen wird, 

sind diese in folgender Fassung anzuwenden: 
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 1. Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 184/2013; 

 2. Bundeskriminalamt-Gesetz, BGBl. I Nr. 22/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 35/2012; 

 3. Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 125/2013 und der Kundmachungen BGBl. I Nr. 202/2013 und BGBl. I 

Nr. 212/2013; 

 4. Glücksspielgesetz (GSpG), BGBl. Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 13/2014; 

 5. Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 134/2013; 

 6. Strafprozessordnung 1975 (StPO), BGBl. Nr. 631/1975, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 195/2013 und der Kundmachung BGBl. I Nr. 204/2013. 

(2) Die in diesem Landesgesetz vorgesehenen Verpflichtungen im Zusammenhang mit 

der elektronischen Anbindung an die Bundesrechenzentrum GmbH gemäß § 3 Abs. 2 Z 6, 

§ 9 Abs. 2 Z 6 und § 15 Abs. 1 bestehen erst, wenn seitens der Bundesrechenzentrum 

GmbH eine Anbindung tatsächlich möglich ist. 

(3) Dieses Landesgesetz wurde einem Informationsverfahren im Sinn der Richtlinie 

98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der 

Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft, ABl. Nr. L 204 vom 21.7.1998, S 

37, in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Juli 1998, ABl. Nr. L 217 vom 5.8.1998, S 18, unterzogen. 
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Landesgesetz über den Abschluss von Wetten und das  

Vermitteln von Wetten und Wettkunden 

 

 

2. Abschnitt 

Tätigkeit als Wettunternehmen 

§ 6 

Wettterminals 

(1) Wettterminals dürfen nur in Wettannahmestellen aufgestellt und betrieben werden. 

(2) Das Wettunternehmen hat die geplante Aufstellung eines Wettterminals unter 

Bekanntgabe des vorgesehenen Standorts der Landesregierung anzuzeigen. 

(3) Der Anzeige sind die zur Beurteilung der Voraussetzung nach Abs. 4 erforderlichen 

Unterlagen anzuschließen. Für jeden Wettterminal ist auch ein technisches Gutachten eines 

allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen über die Einhaltung der 

Bestimmungen nach Abs. 4 vorzulegen. 

(4) Es dürfen nur Wettterminals aufgestellt oder betrieben werden, die 

 1. ausschließlich die Teilnahme an einer erlaubten Wette ermöglichen, 

 2. keine gleichzeitige Bedienung durch mehr als eine Person zulassen, 

 3. über keine Eigenschaften verfügen, die eine Teilnahme an einer Wette über ein 

anderes technisches Gerät als das Wettterminal selbst ermöglichen, 

 4. mit einer Seriennummer ausgestattet sind, 

 5. gegen Datenverlust bei Stromausfall und gegen elektromagnetische, elektrostatische 

oder durch Radiowellen hervorgerufene Einflüsse gesichert sind. 

(5) Die Landesregierung hat innerhalb von achtvier Wochen ab Einlangen der 

vollständigen Anzeige dem Wettunternehmen 

 1. eine schriftliche Bestätigung auszustellen, dass die Aufstellung und der Betrieb des 

Wettterminals nicht untersagt wird, oder 

 2. mit Bescheid sowohl Beschränkungen sowie Bedingungen und Auflagen festzulegen, 

wenn dies zur Sicherung öffentlicher Interessen, insbesondere solcher des 

Jugendschutzes, der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung oder 

Sicherheit sowie der Vermeidung von Störungen des örtlichen Gemeinschaftslebens, 

erforderlich ist, oder 

 3. mit Bescheid das Aufstellen zu untersagen, wenn auch durch 

Betriebsbeschränkungen, Bedingungen und Auflagen im Sinn der Z 2 die öffentlichen 

Interessen nicht gesichert werden können. 

§ 7 

Jugend- und Wettkundenschutz 

(1) Nur volljährigen Personen darf die Teilnahme an einer Wette ermöglicht werden. Nur 

volljährige Personen dürfen als Wettkunden vermittelt werden. Im Zweifelsfall ist die 

Volljährigkeit durch einen amtlichen Lichtbildausweis nachzuweisen, der den Anforderungen 

des § 6 Abs. 2 Z 1 Finanzmarkt-Geldwäschegesetz (FM-GwG), BGBl. I Nr. 118/2016§ 40 

Abs. 1 Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 59/2014, entspricht. 
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(2) Das Wettunternehmen hat für jede Wettkundin bzw. jeden Wettkunden für Wetten an 

einem Wettterminal oder für Wetten, bei denen der Wetteinsatz pro Wettabschluss einen 

Betrag von 70 Euro übersteigt, eine laufend nummerierte Wettkundenkarte auszustellen. Für 

Wettterminals, bei denen auf andere Weise die Einhaltung der Bestimmung des Abs. 1 

sichergestellt wird, ist bei einem Wetteinsatz pro Wettabschluss bis zu einem Betrag von 

70 Euro keine Wettkundenkarte erforderlich. 

(2a) Die Ausstellung einer physischen Wettkundenkarte gemäß Abs. 2 kann entfallen, 

wenn auf Grund des technischen Fortschritts biometrische Erkennungsverfahren im Einsatz 

sind, die in ihrer Funktionalität der entfallenen Wettkundenkarte zumindest gleichwertig sind. 

(3) Auf Wettkundenkarten ist der Name des Wettunternehmens sowie Name, 

Geburtsdatum und Lichtbild der Wettkundin bzw. des Wettkunden sowie das (Erst-

)Ausstellungsdatum anzubringen; dabei ist sicherzustellen, dass pro Wettkundin bzw. 

Wettkunden nur eine Karte ausgestellt ist, oder, wenn mehrere Karten für eine Wettkundin 

bzw. Wettkunden ausgestellt wurden, jeweils nur eine Karte gültig ist und nur diese Karte zur 

Teilnahme an der Wette berechtigt. Die Wettkundin oder der Wettkunde darf seine 

Wettkundenkarte keiner anderen Person überlassen. 

(4) Zum Zweck der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen zum Schutz der Jugend, 

der Wettkundinnen und Wettkunden sowie der Geldwäschevorbeugung hat jedes 

Wettunternehmen ein Verzeichnis der gültigen Wettkundenkarten sowie der Daten des 

amtlichen Lichtbildausweises, mit dem die Identität nachgewiesen wurde, zu führen und über 

Verlangen der Landesregierung zu übermitteln. 

(5) Zum Zweck der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen zum Schutz der 

Wettkundinnen und Wettkunden sowie der Geldwäschevorbeugung hat jedes 

Wettunternehmen über Wetten, bei denen der Wetteinsatz pro Wettabschluss einen Betrag 

von 70 Euro übersteigt, ein elektronisches Wettbuch zu führen. 

(6) Im Wettbuch sind folgende Daten über einen Zeitraum von drei Jahren zu speichern, 

über Verlangen der Landesregierung zu übermitteln und nach Ablauf von drei Jahren zu 

löschen: 

 1. Identität der Wettkundin oder des Wettkunden; 

 2. Tag und Zeit des Wettabschlusses; 

 3. Einsatz und möglicher Gewinn (Wettquote); 

 4. Wettgegenstand. 

(7) Jede Person kann sich von der Teilnahme an einer Wette selbst sperren lassen 

(Selbstsperre). Die Selbstsperre erfolgt durch schriftliche Mitteilung an das 

Wettunternehmen. Das Wettunternehmen kann Personen ohne Angabe von Gründen von 

der Teilnahme an einer Wette ausschließen. 

(8) Entsteht bei einer Wettkundin oder einem Wettkunden die begründete Annahme, 

dass Häufigkeit und Intensität ihrer bzw. seiner Teilnahme an einer Wette für den Zeitraum, 

in welchem sie bzw. er mit dieser Intensität und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum 

gefährden, hat das Wettunternehmen mit der betroffenen Person ein Gespräch zu führen. In 

diesem ist über die Gefahren der Teilnahme an Wetten für das Entstehen von Wettsucht 

einschließlich ihrer negativen Auswirkungen sowie über die Möglichkeiten von Beratungs- 
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und Abklärungsgesprächen in geeigneten Einrichtungen zu informieren sowie auf die 

Möglichkeit einer Sperre hinzuweisen. 

(9) Kann die betroffene Person die begründete Annahme, dass das Existenzminimum 

gefährdet ist, nicht glaubhaft widerlegen, oder verweigert sie das Beratungsgespräch oder 

wird durch das Beratungsgespräch bestätigt, dass der Verdacht begründet ist, so hat das 

Wettunternehmen die betroffene Person zu sperren. 

(10) Das Wettunternehmen hat sicherzustellen, dass ihm Gründe für die Annahme im 

Sinn des Abs. 8 von seinen Arbeitnehmern oder vom Personal in den Wettannahmestellen 

weitergeleitet werden. 

(11) Über die durchgeführten Gespräche und Sperren sowie Spielerschutzschulungen ist 

der Landesregierung alle sechs Monate in anonymisierter Form zu berichten. 

§ 8 

Maßnahmen gegen Geldwäsche 

(1) Das Wettunternehmen hat als Maßnahmen zur Vorbeugung gegen Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung folgende Bestimmungen des Glücksspielgesetzes, BGBl. 

Nr. 620/1989, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2016, sinngemäß 

anzuwenden: § 31c Abs. 1, § 31c Abs. 2 Z 4, wobei in diesen Fällen jedenfalls auch eine 

Identitätsfeststellung gemäß § 31c Abs. 2 Z 1 zu erfolgen hat, § 31c Abs. 2 Z 6, § 31 Abs. 3 

Z 1, § 31 Abs. 3 Z 2 für den Bereich der Wettterminals. 

(2) Das zuständige Organ des Bundes hat sicherzustellen, dass die Wettunternehmen 

Informationen im Sinn des § 31c Abs. 4 Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2016, erhalten. 

(3) Die Landesregierung hat bei der Ausübung der Aufsichtsbefugnisse nach diesem 

Landesgesetz zur Verhinderung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung die 

Bestimmungen des § 25 Abs. 2 FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016, sinngemäß anzuwenden. 

§ 8 

Maßnahmen gegen Geldwäsche 

(1) Das Wettunternehmen hat jeder Tätigkeit und jeder Transaktion besondere 

Aufmerksamkeit zu widmen und schriftlich festzuhalten, deren Art ihres Erachtens besonders 

nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen 

könnte. 

(2) Ergibt sich der begründete Verdacht, dass ein bereits erfolgter, ein laufender oder ein 

bevorstehender Wettvorgang der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung dient, so hat 

das Wettunternehmen die Geldwäschemeldestelle unverzüglich in Kenntnis zu setzen und 

bis zur Entscheidung der Geldwäschemeldestelle jede weitere Abwicklung des Wettvorgangs 

zu unterlassen. Dies gilt nicht, wenn die Gefahr besteht, dass die Verzögerung des 

Wettvorgangs die Ermittlung des Sachverhalts erschwert oder verhindert. 

(3) Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass die 

Wettkundin bzw. der Wettkunde nicht auf eigene Rechnung handelt, so hat das 

Wettunternehmen die Wettkundin oder den Wettkunden aufzufordern, die Identität des 

Treugebers unter sinngemäßer Anwendung des § 40 Abs. 2 Bankwesengesetz, BGBl. 

Nr. 532/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 59/2014, nachzuweisen. Wird 

dieser Aufforderung nicht nachgekommen oder ist der Identitätsnachweis ungenügend, 
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dürfen mit der Wettkundin oder dem Wettkunden keine Wetten abgeschlossen werden und 

die Geldwäschemeldestelle ist in Kenntnis zu setzen. 

(4) Das Wettunternehmen hat sicherzustellen, dass ihm Verdachtsmomente im Sinn der 

Abs. 2 und 3 von seinen Arbeitnehmern oder vom Personal in den Wettannahmestellen 

weitergeleitet werden. 

(5) Ergibt sich bei einer überprüfenden Behörde der Verdacht oder der berechtigte Grund 

zur Annahme, dass eine Transaktion der Geldwäscherei dient, so hat sie die 

Geldwäschemeldestelle hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

 


